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Dokumentation Abschlussworkshop IV „Gender Pay Gap in Sachsen – Lösungsansät-
ze: an den richtigen Stellschrauben drehen“ 

Als Abschluss der im Jahr 2022 gestarteten gemeinsamen Workshopreihe des SMJusDEG 

und des DGB zur geschlechtsspezifischen Lohnlücke fand am 7. Juni 2023 im Kraftwerk Mit-

te Dresden die Veranstaltung „Gender Pay Gap in Sachsen – Lösungsansätze: an den rich-

tigen Stellschrauben drehen“ statt. Durch die Veranstaltung führte die Journalistin Nora 

Miethke, Ressortleiterin Wirtschaft der Sächsischen Zeitung.  

Eingebettet war die Workshopreihe in das Modellprojekt Entgeltgleichheit des SMJusDEG. 

Vorausgegangen waren drei zielgruppenspezifische Online-Workshops (WS), die nach einer 

regionalen Bestandsaufnahme zum Gender Pay Gap (WS I am 3. November 2022) auch 

betriebliches Know-How und Best Practice (WS II am 1. Dezember 2022) sowie individuelle 

Handlungsoptionen (WS am 7. März 2023) vermittelt haben. Die bis dato gewonnenen Er-

kenntnisse wurden im Rahmen der Abschlussveranstaltung nun zu Lösungsansätzen ge-

bündelt. Vorgestellt wurde dabei der Entwurf des „Maßnahmenkataloges – Entgeltgleichheit 

in Sachsen“ als vorläufiges Ergebnis der Workshopreihe.  

Eingeladen waren Vertretende der Wirtschafts- und Sozialpartner, einschließlich der Indust-

rie- und Handelskammern, der Kommunal- sowie der Landesverwaltung sowie Gleichstel-

lungs- und Arbeitsmarktakteure. Insgesamt nahmen an der Abschlussveranstaltung mehr als 

60 Personen teil, darunter Multiplikatoren aus der Arbeitsmarktverwaltung, wie z. B. Beauf-

tragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt (BCA) und Vertretende des Zentrums für 

Fachkräftesicherung und Gute Arbeit (ZEFAS), ferner Gewerkschaftsvertreterinnen und Ge-

werkschaftsvertreter, Vertretende der Arbeitgebendenseite, Vertretende der Ressorts sowie 

der Landesarbeitsgerichtsbarkeit und Kommunale Gleichstellungsbeauftragte 

Eingangs begrüßte Gleichstellungsministerin Katja Meier alle Teilnehmenden und beton-

te, dass das Gebot „Gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit“ seit Jahrzehnten 

europa- und verfassungsrechtlich festgelegter Standard, zugleich Equal- oder Fair-Pay aber 

eine Frage der Gerechtigkeit sei. Zur Durchsetzung des rechtlich verankerten Gebots der 

Entgeltgleichheit seien neue Ideen gefragt. Wenn alle Beteiligten an einem Strang ziehen, 

gelänge das umso schneller. Die vielfältigen Vorschläge des „Maßnahmenkatalog – Entgelt-

gleichheit in Sachsen“ gelte es mit Leben zu füllen und umzusetzen. 

In ihrer anschließenden Keynote bekräftigte die stellvertretende Bundesvorsitzende des 
DGB, Elke Hannack, dass die eigentliche Arbeit mit dem Maßnahmenkatalog jetzt erst 

beginne. Sie erklärte, dass die sächsische Herangehensweise mit einer differenzierten Stu-

die des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und der vertiefenden Work-

shopreihe auch auf Bundesebene die Einstellung, der Gender Pay Gap im Osten sei doch 
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„nur einstellig“, nachhaltig geändert habe. Angesichts der Tatsache, dass Tarifbeschäftigte 

im Vergleich zu nicht durch Tarifverträge erfasste Beschäftigte in der Regel einen höheren 

Lohn erhalten und geringere Arbeitszeiten haben, forderte sie nachdrücklich eine bessere 

Tarifbindung in Sachsen, das mit 15 Prozent der Betriebe und 40 Prozent der Beschäftigten 

insofern im Bundesvergleich auf dem vorletzten Platz liege. Sie betonte, dass Gleichstel-

lungsfragen, einschließlich der Entgeltgleichheit, essenzieller Bestandteil der sozial-

ökologischen Transformation seien. Diesbezüglich verwies sie mit einiger Zuversicht auf eine 

Verbesserung des Rechtsrahmens, z. B. durch die Umsetzung der Vorgaben der EU-

Mindestlohnrichtlinie und künftig der neuen EU-Entgelttransparenzrichtlinie sowie durch das 

seitens BMAS angekündigte Bundestariftreuegesetz. Optimistisch stimmten sie ferner die 

Auswirkungen des BAG-Urteils zu Gehaltsverhandlungen vom 16. Februar 2023 (8 AZR 

450/21) auf die betriebliche Praxis.   

Die Arbeitsrechtsprofessorin und Entgeltexpertin Reingard Zimmer, stellte in ihrem darauf-

folgenden Vortrag auf der Grundlage der ersten und in Kürze erwarteten zweiten Evaluierung 

des Entgelttransparenzgesetzes anschaulich dar, welche Änderungen durch die am Vortag 

in Kraft getretene EU-Entgelttransparenzrichtlinie zu erwarten seien, deren Umsetzungsfrist 

bereits im Juni 2025 ende. Als besonders vorbildhaftes Beispiel zur Schließung der Lohnlü-

cke führte sie Island an, das den „Global Gender Gap-Index“ bereits seit 2009 anführe. Ent-

scheidende Verbesserungen seien jedoch auch hier erst mit dem 2018 in Kraft getretenen 

Equal Pay Act eingetreten, der erfolgreich ein verbindliches Audit- und Zertifizierungssystem 

für Unternehmen mit mehr als 25 Beschäftigten eingeführt habe. Ein Blick in die Provinz On-

tario in Kanada zeige zudem, dass es auch auf regionaler Ebene Vorbilder für die Verpflich-

tung gibt, Tarifverträge auf mögliche Diskriminierungen zu prüfen und zu überarbeiten.    

Unter dem Titel „Breakfast Tales 2“ schloss sich ein Interview mit dem Projektleiter des Un-

ternehmensprogramm des Bundes „Entgeltgleichheit fördern – Unternehmen beraten, beglei-

ten, stärken“, Oskar Krohmer, sowie mit dem Leiter des sächsischen Fachzentrums ZEFAS - 

Zentrum für Fachkräftesicherung und Gute Arbeit, Dr. Matthias Geißler, an.  

Auf die Frage nach den Kernleistungen des zunächst auf drei Jahre angelegten Unterneh-

mensprogramms gab Oskar Krohmer an, dass es sich um eine Service- und Beratungsstel-

le für kleine und große Unternehmen handele, die 2020 nach der ersten Evaluierung des 

Entgelttransparenzgesetzes ins Leben gerufen wurde. Weiterhin würden Unternehmensdia-

loge angeboten sowie der German Equal Pay Award als Ideenwettbewerb ausgetragen. Ins-

gesamt habe sich im Projekt gezeigt, dass für Unternehmen die Stellschrauben in den Berei-

chen Transparenz (z. B. transparente Karriere und Gehaltssysteme) sowie vor allem Sorge- 

und Familienarbeit zentral seien. Herr Krohmer machte zudem erneut auf die Implikationen 

aus den ab 2024 schrittweise verpflichtenden Regelungen zur Umsetzung der EU-Nach-
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haltigkeitsberichterstattungsrichtlinie (RL [EU] 2022/2464) von Unternehmen aufmerksam, 

die für Unternehmen umfangreiche Berichtspflichten auch zu sozialen Kennzahlen aufstellen 

und damit voraussichtlich über die geltende Berichterstattung des Entgelttransparenzgeset-

zes hinausgehen werden.  

Sodann stellte Dr. Matthias Geißler die Kernleistungen des im Frühjahr 2022 neu gegründe-

ten ZEFAS vor. Das ZEFAS fokussiere in seinem Angebot besonders auf berufliche Aus- 

und Weiterbildung, Tarifauskunft und die Schaffung guter Arbeitsbedingungen so-

wie Arbeitgebendenattraktivität. Dafür erbringe es beispielsweise Vernetzungsleistungen, 

stelle Informationen bereit, befasse sich mit Qualitätssicherung (Zertifizierung), betreibe pro-

grammbegleitende Umsetzungen und biete Verweisberatungen zu verschiedenen Themen 

an (z. B. Tarifbindung/Tarifschutz). Abschließend betonte Herr Dr. Geißler, dass insbesonde-

re Frauen in Teilzeit ein Arbeitskräftereservoir seien und eine geringere Entlohnung hinsicht-

lich einer möglichen Erweiterung ihres Erwerbsumfanges nicht förderlich sei.   

Im Anschluss an eine kleine Vernetzungspause startete der zweite Teil der Veranstaltung mit 

einem Fachvortrag von Dr. Antje Weyh, wissenschaftliche Mitarbeiterin am IAB, zum Thema 

„Gender Pay Gap in Sachsen – aktuelle Entwicklungen“. Sie stellte dar, dass 2021 der unbe-

reinigte Gender Pay Gap in Sachsen, berechnet als Durchschnittstageslohnunterschied, bei 

7,7 Prozent lag. Dieser Wert liege über dem ostdeutschen Durchschnittswert von 6,3 Prozent 

und unter dem deutschlandweiten Wert von 18,9 Prozent. Der Befund der Ausgangsstudie, 

dass der bereinigte Gender Pay Gap, also der Verdienstunterschied zwischen Frauen und 

Männern mit vergleichbaren Qualifikationen, Tätigkeiten und Erwerbsbiografien, höher sei 

(2021: 11,4 Prozent) und Frauen dadurch eigentlich mehr verdienen müssten als Männer, 

habe sich im Wesentlichen bestätigt. Sie wies darauf hin, dass bei der Betrachtung des be-

reinigten Gender Pay Gaps der Ost-West-Unterschied kaum noch vorhanden sei (Deutsch-

land: 14,9 Prozent, Ostdeutschland: 10,8 Prozent). Auch 2021 habe es große Unterschiede 

zwischen den Kreisen gegeben, wobei der LK Görlitz weiterhin sowohl den niedrigsten unbe-

reinigten (2,0 Prozent) als auch bereinigten Gender Pay Gap aufweise (8,2 Prozent). Der 

höchste unbereinigte Gender Pay Gap sei im LK Zwickau (11,9 Prozent) zu finden, während 

der Vogtlandkreis derzeit den höchsten bereinigten Gender Pay Gap (14 Prozent) aufweise. 

Erstmals gäbe es mit der kreisfreien Stadt Dresden eine noch nicht einzuordnende Ausnah-

me. Hier habe sich der bereinigte Gender Pay Gap (10,0 Prozent) gegenüber 2020 minimal 

verringert und läge nunmehr unter dem unbereinigten Gender Pay Gap (10,2 Prozent). Unter 

Heranziehung der Ergebnisse einer aktuellen IAB-Studie (Lochner/Merkel 2023), wonach 

geschlechtsspezifisches Bewerbungsverhalten die Hälfte der bereinigten Verdienstlücke er-

klären könne, betonte Dr. Weyh, dass vor allem der „Gender Pay Gap in den Köpfen“ anzu-

gehen sei. Dies sei insbesondere angesichts der Tatsache, dass Frauen in Sachsen und 
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Ostdeutschland hinsichtlich ihrer lohnrelevanten Merkmale besser ausgestattet sind, beson-

ders bedeutsam.  

Ihren darauffolgenden Vortrag zum Thema „Vorstellung des Maßnahmenkataloges – Ent-

geltgleichheit in Sachsen“ begann Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens mit der Feststel-

lung, dass Frauen, denen die halbe Macht zustehe, auch keineswegs nur mit dem „halben 

Geld“ zufrieden sein dürften. Der durchaus berechtigte Stolz auf die hohe Erwerbsquote von 

Frauen in Sachsen dürfe gerechte Bezahlung nicht außen vorlassen. Vor dem Hintergrund 

der weitreichenden finanziellen Folgen der Entgeltlücke für Frauen und der ungünstigen de-

mografischen Situation Sachsens plädierte sie entschieden dafür, die Entgeltlücke – auch in 

den Köpfen – anzuerkennen und v. a. gemeinsam mit den Wirtschafts- und Sozialpartnern 

abzubauen. Anhand der drei Handlungsfelder des Maßnahmenkataloges legte sie dar, dass 

sich in der Entgeltlücke alle Benachteiligungsfaktoren, mit denen sich Frauen im Erwerbsle-

ben und bei dessen Vereinbarkeit konfrontiert sehen, wie durch ein Brennglas verschärft 

zeigten und an vielen Stellschrauben gleichzeitig zu drehen sei. Ziel des ersten Handlungs-

feldes „Erziehung und Bildung sowie Wissensmanagement“ sei es daher insbesondere, den 

„Gender Pay Gap in den Köpfen“ anzugehen. Dies bedeute in erster Linie, für fundiertes 

Wissen zum Thema Entgeltgleichheit, einschließlich demjenigen zum Abbau von überholten 

Geschlechterstereotypen, zu sorgen und dieses auch zu vermitteln. Das zweite Handlungs-

feld „Arbeit und Beschäftigung“ ziele darauf ab, Beschäftigte zu unterstützen, indem bei-

spielsweise Transparenz und Chancengleichheit gestärkt, die sogenannte Teilzeitfalle been-

det und prekäre Beschäftigung unterbunden werden. Aufgrund der seit langem bestehenden 

Problematik der selektiven geschlechtsspezifischen Abwanderung von Frauen sei Ge-

schlechtergerechtigkeit auch in Strukturwandelregionen drängend. Schließlich zeige das drit-

te Handlungsfeld „Vereinbarkeit von Berufstätigkeit mit Familien- und Pflegeaufgaben“ auf, 

dass es mehr Flexibilität und zeitgemäße Modelle brauche, damit unbezahlte Sorgearbeit 

zwischen den Geschlechtern fair verteilt wird. Hier gelte es, auch Väter z. B. in der Elternzeit 

zu stärken. Dr. Märtens teilte mit, dass der Maßnahmenkatalog im September 2023 finalisiert 

werden solle und schloss mit dem Wunsch an die Teilnehmenden, weitere Inputs mitzuteilen.   

 

Auf den Vortrag folgte eine von Frau Miethke spannend moderierte Podiumsdiskussion zu 

den drei Handlungsfeldern des Maßnahmenkataloges mit Gleichstellungsministerin Katja 
Meier, der stellvertretenden Bundesvorsitzenden des DGB, Elke Hannack, der Equal 
Pay-Expertin der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) Ta-
bea Benz und der Fachanwältin für Arbeitsrecht Susette Jörk. Im Mittelpunkt der Podi-

umsdiskussion standen Fragen, die unterschiedliche Lösungsansätze vertiefend beleuchte-

ten. Es ging beispielsweise darum, wie die Ursachen des Gender Pay Gaps und seine Fol-
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gen der Gesellschaft noch stärker bewusstgemacht werden können, und was alles passieren 

muss, damit sich die Lohnlücke in Sachsen schließt. Vor dem Hintergrund, dass vor allem 

Berufswahl und Qualifikation entscheidende lohnbestimmende Merkmale sind, wurde ein-

gangs über die Relevanz einer geschlechterneutralen Pädagogik in Sachsen diskutiert, fer-

ner darüber, wann sich mehr Frauen für Führungspositionen entscheiden und inwiefern 

Frauenquoten dafür geeignete Instrumente sind. Angesprochen wurden die Folgewirkungen 

des Grundsatzurteils des BAG vom 16. Februar 2023, die Handlungsoptionen zur Stärkung 

von Tariftreue und Tarifbindung im Freistaat Sachsen und die anstehende Novellierung des 

Entgelttransparenzgesetzes. Zudem wurde über Fehlanreize im Steuer- und Transfersystem 

(v. a. Ehegattensplitting) debattiert sowie die Minijobreform kritisch beleuchtet. Schließlich 

wurde zum Punkt Vereinbarkeit sowohl eine mögliche Vorbildwirkung der Flexibilisierungen 

des geplanten Sächsischen Gleichstellungsgesetzes für die Privatwirtschaft als auch eine 

Ausweitung der Paarmonate für Väter in Elternzeit im Rahmen des Bundeselterngeld-  und 

Elternzeitgesetzes (BEEG) angesprochen. Trotz teilweise konträrer Positionen in der Debat-

te, wie zum Beispiel zum angekündigten Bundestariftreuegesetz, stimmten alle Diskutantin-

nen am Ende darin überein, dass die verfassungswidrige Entgeltlücke zu schließen sei und 

es dafür gemeinsamer Anstrengungen bedarf.  

 

In ihren abschließenden gemeinsamen Dankesworten unterstrichen Frau Staatsministerin 

Meier und die stellvertretende Landesvorsitzende des DGB, Daniela Kolbe, ihren Willen zum 

gemeinsamen Voranschreiten bei der Umsetzung des „Maßnahmenkataloges – Entgelt-

gleichheit in Sachsen“ mit allen beteiligten Akteurinnen und Akteuren.   

Präsentationen und weiterführende Links: 

1. Fachvortrag zum Thema „Fortentwicklung des Entgelttransparenzgesetzes unter Bezug-
nahme auf europäische und internationale Beispiele“ -  
Prof. Dr. Reingard Zimmer, Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin (HWR) 

2. Fachvortrag zum Thema „Gender Pay Gap in Sachsen – aktuelle Entwicklungen“ -  
Dr. Antje Weyh, Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) 

3. Vorstellung des „Maßnahmenkataloges – Entgeltgleichheit in Sachsen“ -  
Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens, SMJusDEG 

4. Unternehmensprogramm des Bundes „Entgeltgleichheit fördern – Unternehmen beraten, 
begleiten, stärken“ https://www.xn--entgeltgleichheit-frdern-3oc.de;  Best Practice – Ge-
winner des Equal Pay Awards 2023 https://www.xn--entgeltgleichheit-frdern-3oc.de/aus-der-
praxis/alphaquest-gmbh 

5. ZEFAS – Zentrum für Fachkräftesicherung und Gute Arbeit Sachsen 
https://www.zefas.sachsen.de;  ZEFAS-Podcast „Dein Fachkräftefunk“ vom 5. Juni 2023 
zum „Gender Pay Gap in Sachsen“ Dein Fachkräftefunk • Podcast auf Spotify for Podcasters 

https://www.entgeltgleichheit-f%C3%B6rdern.de/
https://www.entgeltgleichheit-f%C3%B6rdern.de/aus-der-praxis/alphaquest-gmbh
https://www.entgeltgleichheit-f%C3%B6rdern.de/aus-der-praxis/alphaquest-gmbh
https://www.zefas.sachsen.de/
https://podcasters.spotify.com/pod/pod/show/zefas/episodes/Der-Gender-Pay-Gap-in-Sachsen-e256ina
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Fortentwicklung des EntgTranspG
unter Bezugnahme auf 

europäische und internationale 
Beispiele

Vortrag am 07.06.2023 in Dresden
iRd Abschlusstagung des Projektes zu 

Gender Pay Gap in Sachsen

Prof. Dr. Reingard Zimmer 
HWR-Berlin

Inhalt des Vortrags

I. Ausgangspunkt
II. Konkreter Reformbedarf: Erkenntnisse aus der 

deutschen Rechtsdebatte
III. Neue Verpflichtungen aus der Entgelttransparenz-

Richtlinie
IV. Positive Beispiele aus anderen Ländern

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, 
Prof. für Arbeitsrecht
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I. Ausgangspunkt
 Der durchschnittliche Verdienstunterschied zwischen 

Frauen und Männern beträgt aktuell in Deutschland 
unverändert 18 % (Destatis 2023).
 Bereinigter Gender Pay Gap geringer.
 Gender Pay Gap geringer bei Tarifbindung u. BR.

 Europaweit: Gender Pay Gap von 12,7 % (EU-KOM).
 EntgTranspG in Kraft seit Mitte 2017.

 Kaum Klagen wegen Entgeltgleichheit  Mängeln des Gesetzes.
 EU-Entgelttransparenz-Richtlinie trat gestern in Kraft.

 Umsetzung bis 6.6.2025  Änderungsbedarf des EntgTRanspG.
 Positive Beispiele aus anderen Ländern können weitere 

Anregungen für Änderungen geben.

06.06.2023
Prof. Dr. R. Zimmer, 
Prof. für Arbeitsrecht
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II. Konkreter Reformbedarf des 
EntgTranspG: Erkenntnisse 

aus der deutschen 
Rechtsdebatte
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1. Auskunftsanspruch

 Zu hoher Schwellenwert: > 200 Beschäftigte (§ 12 Abs. 1). 
 Darunter fallen nur 0,7 % aller Betriebe, was lediglich 32 % der 

Beschäftigten betrifft.
 Frühere Gesetzesentwürfe stellten ledl. auf > 15 Beschäftigte ab.

 Keine Begrenzung auf „Betrieb“ (§ 12 Abs. 2 Nr. 1), statt-
dessen Bezug auf „Unternehmen“.

 Abstellen auf Median der Vergleichsgruppe des anderen 
Geschlechts nicht ausreichend, zusätzlich notwendig:
 Vergleich mit Median der eigenen Gruppe oder Gesamtgruppe 

beider Geschlechterr, oder (zusätzlich zum Median)
 Vergleich zwischen Durchschnittsentgelt der Vergleichsgruppe und 

Durchschnittsentgelt der eigenen Gruppe bzw. der Gesamtgruppe.

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht 5

2. Ist ein individueller 
Auskunftsanspruch sinnvoll?

 16 % der für den ersten Evaluationsbericht Befragten 
AN hatte vom Auskunftsanspruch keinen Gebrauch 
gemacht, da negative Folgen befürchtet wurden.

 Empfohlen wurden Maßnahmen, welche die Entgelt-
strukturen und  die Vergütungspolitik innerhalb der 
Unternehmen als Ganzes in den Blick nehmen –
ähnlich der Ansatz der EU-RL.

 Sinnvoll: kollektive Durchsetzungsinstrumente. 

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht 6
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3. Freiwilligkeit der betrieblichen 
Prüfverfahren 

 Betriebliche Entlohnungspraxis in Bezug auf Entgeltdis-
kriminierung müsste verpflichtend überprüft werden.
 „Nachhilfe“ aus Europa.

4. Berichtspflicht
 Bereits der erste Evaluationsbericht führte zutage, dass 16 

% der befragten lageberichtspflichtigen Unternehmen der 
Pflicht nicht nachkommen wollten; insg. kommen nur 20 % 
aller berichtspflichtigen (Nicht-Daxx) Unternehmen ihrer 
Berichtspflicht (nach § 21 EntgTransG) nach.

 Notwendig: Sanktionen bei Verletzung der Berichtspflicht.
 Absenkung des Schwellenwerts von 500 Beschäftigten.

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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4. Weitere Empfehlungen
 Präzisierung des Umfangs der Einsichts- und Informa-

tionsrechte des Betriebsrats. 
 Aktuell gewährt § 13 Abs. 2 das Recht, die Bruttoentgeltlisten 

„einzusehen und auszuwerten“, wobei die Listen aufbereitet 

sein müssen.
 Notwendig: körperliche Aushändigung.

 Keine Angemessenheitsvermutung für tarifvertragliche 
Entgeltregelungen.

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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III. Neue Verpflichtungen aus 
der Entgelttransparenz-
Richtlinie 2021/0050/EU

1. Zugang zu Informationen –
umfassender Ansatz

 AG müssen über das Einstiegsentgelt oder die Ent-
geltspanne der ausgeschriebenen Stelle informieren, 
(Stellenausschreibung oder anderweitig vor Vorstel-
lungsgespräch), Art. 5 Abs. 1 RL.
 Frage nach früheren Entgelten ist nicht zulässig (Art. 5 Abs. 2).
 Klauseln, die eine Offenlegung des eigenen Entgelts ggü an-

deren verbieten, sind nicht zulässig (Art. 7 Abs. 5).
 Kriterien für die Festlegung des Entgelts und der Lauf-

bahnentwicklung sind in leicht zugänglicher Weise zur
Verfügung zu stellen (Art. 6).

 Art. 7: Individuelles Auskunftsrecht (keine Änderungen 
zur aktuellen Rechtslage).

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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2. Berichtspflicht und Follow-Up
 Verpflichtung zur jährlichen Berichterstattung über 

das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle für Unterneh-
men mit > 250 Beschäftigten an zuständige nationale 
Behörde (Art. 8 Abs. 1).

 Für kleinere Organisationen gilt Berichtspflicht nur alle 
drei Jahre, für Unternehmen mit weniger als 100 AN 
besteht keine Berichtspflicht.

 Wird im Bericht ein Entgeltgefälle von mehr als 5 %
festgestellt, das nicht durch objektive, geschlechtsneu-
trale Kriterien gerechtfertigt werden kann, müssen die 
Unternehmen in Zusammenarbeit mit den Arbeitneh-
mervertretern Maßnahmen in Form einer gemeinsamen 
Entgeltbewertung ergreifen (Art. 9 Abs. 1).

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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3. (Kollektive) Rechtsdurchsetzung
 Gesetzliche Prozessstandschaft für „Verbände, Organi-

sationen, Gleichbehandlungsstellen und AN-Vertreter oder 
andere juristische Personen, die (…) ein berechtigtes In-
teresse an der Gewährleistung der Gleichstellung von Män-
nern und Frauen haben“ (Art. 13).

 Angemessene Entschädigung, welche die Diskriminierung 
tatsächlich ausgleicht und kompletter Ersatz des entstan-
denen Schadens (Art. 14 Abs. 1 - 3); keine Begrenzung 
durch Festlegung einer Obergrenze (Art. 14 Abs. 4).

 Sanktionen bei Verstößen – einschließlich Geldbußen –
müssen „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ sein 

(Art. 20).
06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 

Arbeitsrecht
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4. Beweislast und Zugang zum Recht 
 Nach Glaubhaftmachung von Tatsachen, die das Vor-

liegen einer Diskriminierung vermuten lassen, obliegt 
es dem AG zu beweisen, dass keine Entgeltdiskriminie-
rung vorliegt, Art. 16 Abs. 1 (wie in Deutschland), aber: 
 Auf jeden Fall Beweislastumkehr, wenn AG Pflichten aus RL 

nicht erfüllt (Art. 16 Abs. 2). 
 Verbleibende Zweifel sind zugunsten der Klägerin auszulegen, 

Art. 16 Abs. 3.
 Verjährungsfristen für die Erhebung von Klagen betra-

gen mindestens drei Jahre. 
 Im Falle des Obsiegens hat die Gegenseite die RA-

und Prozesskosten zu tragen (anders bei uns in erster 
Instanz vor Arbeitsgerichten), Art. 19.

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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IV. Positive Beispiele aus 
anderen Ländern
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1. Island
 Spitzenreiter im World Economic Forum’s Global Gender 

Gap Index seit 2009.
 2018 Equal Pay Act wird eingeführt.
 Anwendungsbereich des Equal-Pay-Gesetzes: idR > 25 

Beschäftigte.
 Unternehmen und Organisationen müssen eine Entgelt-

gleichheitspolitik definieren und einen genehmigten Gleich-
stellungsplan sowie einen Umsetzungsplan vorlegen.

 Tätigkeiten sind zu klassifizieren und (neutrale) Kriterien für 
die Anforderungen festzulegen. 
 Für jede Tätigkeit muss eine entsprechende Stellenbeschreibungen 

vorliegen.
 Organisationseinheiten müssen sich selbst Standards und Ziele 

setzen, die mit ihrer Tätigkeit konsistent sind. 
06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 

Arbeitsrecht
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Forts. Island
 Branchenübergreifendes Audit- und Zertifizierungssystem, 

verpflichtend für alle Unternehmen > 25 Beschäftigten. 
 Equal-Pay-Zertifizierung auf Basis des eingeführten Entgeltgleich-

heitsstandards ÍST 85 (angelehnt an ISO-System).
 Verfahren und Entscheidungen in Entgeltangelegenheiten beruhen

auf objektiven Erwägungen und beinhalten keine geschlechtsspe-
zifische Diskriminierung.

 Für die erste Zertifizierung ist eine Gehaltsanalyse zu erstellen, 
danach: neue Überprüfung alle 3 Jahre. 

 Für jeden unzertifizierten Tag ist Strafe zu zahlen.
 Im Center for Gender Equality werden sämtliche Unternehmen mit 

und ohne Zertifizierung registriert.
 Kritik: Parteien hätten zu viel Freiheit bei der Umsetzung der Kri-

terien.
 Liegt keine Entgeltdiskriminierung vor, wird ein Lohngleich-

heits-Zertifikat ausgestellt.Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht

16
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06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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2. Kanada – Provinz Ontario

 Verfahrensgesetz, das Tarifvertragsparteien dazu ver-
pflichtet, kollektive Entgeltsysteme auf mögliche Diskri-
minierung zu überprüfen und ggf. zu überarbeiten. 

 Es gäbe also viel einzuarbeiten bei einer Revision des 
Gesetzes … .

06.06.2023 Prof. Dr. R. Zimmer, Prof. für 
Arbeitsrecht
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!



Reingard.Zimmer@hwr-berlin.de



GENDER PAY GAP IN SACHSEN –
AKTUELLE ENTWICKLUNGEN
„Gender Pay Gap in Sachsen –
Lösungsansätze: an den richtigen Stellschrauben drehen“

Dresden, 7. Juni 2023

Dr. Antje Weyh
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UNBEREINIGTER GENDER PAY GAP I

2021, Vollzeitbeschäftigte

Quelle: Integrierte Erwerbsbiografien des IAB, eigene Berechnung und Darstellung, ©IAB.  Gender Pay Gap in Sachsen 2
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UNBEREINIGTER GENDER PAY GAP II

2021, Vollzeitbeschäftigte

Quelle: Integrierte Erwerbsbiografien des IAB, eigene Berechnung und Darstellung, ©IAB. Gender Pay Gap in Sachsen 3
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VOM UNBEREINIGTEN ZUM BEREINIGTEN GENDER PAY GAP

4

Unbereinigter GPG
Vergleicht allgemein den Durchschnittsverdienst aller
Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer miteinander. Somit
wird auch der Teil des Verdienstunterschieds erfasst, der z.B.
durch unterschiedliche Berufe oder Karrierestufen verursacht
wird.

Bereinigter GPG
Verdienstunterschied zwischen Männern und Frauen mit
vergleichbaren Qualifikationen, Tätigkeiten und Erwerbs-
biografien. Strukturbedingte Faktoren sind weitgehend
herausgerechnet.

Was erklärt den Gender Pay Gap?
(Oaxaca-Blinder-Dekomposition)

Gender Pay Gap in Sachsen
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BEREINIGTER GENDER PAY GAP I

Quelle: Integrierte Erwerbsbiografien des IAB, eigene Berechnung und Darstellung, ©IAB. Gender Pay Gap in Sachsen 5
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BEREINIGTER GENDER PAY GAP II

Quelle: Integrierte Erwerbsbiografien des IAB, eigene Berechnung und Darstellung, ©IAB. Gender Pay Gap in Sachsen 6

2021, Vollzeitbeschäftigte

erklärter Teil bereinigter Gender Pay Gap
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• Was steckt im bereinigten Gender Pay Gap drin?

– Soziale Normen und Wertvorstellungen
– Rollenbilder
– Betriebskultur
– Netzwerke
– Diskriminierung 
– Weitere Unterschiede zwischen Frauen und Männern, für die ebenso keine quantitativen 

Daten vorliegen 
– Durchsetzungsfähigkeit, 
– Verhandlungsgeschick 
– „Sichtbarkeit“

– Bewerbungsverhalten → Lochner/Merkl (2023) als erste Studie für Deutschland
– …

BEREINIGTER GENDER PAY GAP III

Gender Pay  Gap in Sachsen 7
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BEREINIGTER GENDER PAY GAP III

Quelle: Lochner/Merkl (2023). 

Gender Pay Gap in Sachsen 8

unbereinigt

bereinigt

Bei den 10% der Firmen mit den geringsten Lohnaufschlägen
(1. Dezil) bewerben sich im Mittel rund 55% Frauen und 45%
Männer. Bei den 10% der Firmen, die am besten bezahlen (10.
Dezil), bewerben sich im Mittel nur rund 36% Frauen (Abb. a).

Vergleicht man Männer und Frauen innerhalb gleicher
Sektoren und Berufe (Abb. b), so zeigt sich, dass sich bei den
am wenigsten bezahlenden Firmen 10% mehr Frauen und bei
den am besten bezahlenden Firmen 7% weniger Frauen als
Männer bewerben.



// Seite

BEREINIGTER GENDER PAY GAP IV –
WELCHE ROLLE SPIELEN UNTERSCHIEDLICHE FLEXIBILITÄTSANFORDERUNGEN?

Quelle: Lochner/Merkl (2023). Gender Pay Gap in Sachsen 9

bereinigt
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BEREINIGTER GENDER PAY GAP V – WELCHE ROLLE SPIELEN KINDER?

Quelle: Lochner/Merkl (2023). Gender Pay Gap in Sachsen 10

bereinigt
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FAZIT

→ GPG muss vielfach auch „in den Köpfen“ angegangen werden!

In Ostdeutschland und Sachsen trifft dies noch einmal mehr zu, den Frauen in 
Ostdeutschland und Sachsen sind im Hinblick auf lohnrelevante Merkmale besser 
„ausgestattet“ als Männer. 

Gender Pay Gap in Sachsen 11



KONTAKT

Dr. Antje Weyh

antje.weyh@iab.de

iab-sachsen@iab.de

mailto:antje.weyh@iab.de
mailto:iab-sachsen@iab.de


Vorstellung des „Maßnahmenkataloges – Entgeltgleichheit Sachsen“



Erstellung Maßnahmenkatalog

 vierteilige Workshopreihe „Gender Pay Gap in Sachsen“ 

 Ausgangspunkt KoaV Sachsen (S. 105): „gemeinsam mit den Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften 

geschlechterspezifische Entgeltstrukturen schrittweise abbauen“    

Modellprojekt Entgeltgleichheit des SMJusDEG „Weil Frau es sich mehr als verdient hat“

 seit 11/2022 drei Online-Workshops und heutige Abschlussveranstaltung

 Ergebnispapier „Maßnahmenkatalog – Entgeltgleichheit in Sachsen “  Impulspapier für die Umsetzung 

 Zusammenfassung wesentlicher Arbeitsergebnisse der Workshops 

 Darstellung nach Handlungsebenen aufgrund Vielzahl der Akteurinnen und Akteure

 vierwöchige Umfrage im Beteiligungsportal des Freistaates Sachsen

 in Planung: übergreifende Abschlussdokumentation vrs. 9/2023

|  7. Juni 2023  | Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens, SMJusDEG2



Gliederung Maßnahmenkatalog

 I. Problemaufriss

 II. Handlungsfelder mit angeschlossenen Maßnahmen zum Abbau geschlechterspezifischer Entgeltungleichheiten 

 Handlungsfeld 1: Erziehung und Bildung sowie Wissensmanagement

 Handlungsfeld 2: Arbeit und Beschäftigung

 Handlungsfeld 3: Vereinbarkeit von Berufstätigkeit mit Familien- und Pflegeaufgaben 

| 7. Juni 2023 |  Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens, SMJusDEG3



Problemaufriss

 Ansatz: Entgeltlücke mit schwer zu durchbrechendem „Entgelt-Kreislauf“

 Ursachen für Lohnunterschiede laut IAB vielfältig und miteinander verschränkt, v. a. 

 geschlechtsspezifische (Studien- und) Berufswahl und geschlechtsspezifische Sozialisation 

 geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Besetzung von Führungspositionen 

 Lohnunterschiede vor allem bei zunehmender Qualifikation 

 ferner Auswirkungen von Betriebsgröße, Tarifbindung, Berufswahl, Siedlungsstruktur 

 Folgen für Frauen: 

 geringere Rente 

 höheres Armutsrisiko 

 geringere gesellschaftliche und politische Teilhabe

|  7. Juni 2023  |  Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens, SMJusDEG4



Handlungsfeld 1: Erziehung und Bildung sowie Wissensmanagement 

 Wissen und Diskussion schaffen Veränderung.

 Zielsetzungen 

 Bewusstsein für die Entgeltlücke, deren Ursachen und Folgen sowie für Lösungsansätze schaffen 

 „Geschlechtsspezifische Entgeltlücke in den Köpfen“ minimieren 

 unbezahlte Sorgearbeit aufwerten und gerecht verteilen

| 7. Juni 2023 |  Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens, SMJusDEG5



Beispiel Handlungsfeld 1: Bewusstseinsbildung
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Handlungsfeld 1: Erziehung und Bildung sowie Wissensmanagement 

Zielerreichung Handlungsoptionen (Maßnahmen)

Bewusstsein für die Entgeltlücke,

deren Ursachen und Folgen sowie 

für Lösungsansätze schaffen

 Weiterführung und Ausbau der Informationswebseite des Modellprojektes 

Entgeltgleichheit, siehe: gleichstellung.sachsen.de/entgeltgleichheit.de

 interaktive Gender Pay Gap-Landkarte Sachsen weiterführen

 themenspezifische Workshops- und Fachtage weiterführen

 weiterhin auf den jährlichen Aktionstag für gleiches Entgelt (Equal Pay Day) 

aufmerksam machen

 Sensibilisierungs- und Öffentlichkeitskampagne prüfen

 Zusammenarbeit mit Wissenschaft fortführen (z. B. Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung)

 Wirtschafts- und Sozialpartnerdialog stärken
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 Wirtschafts- und Sozialpartnerdialog stärken

 Tools für Unternehmen zur Entgeltprüfung bekannter machen, z. B. 

Informationsbroschüre „Weil ich es wert bin! Handlungshilfe für mehr Entgeltgleichheit 

für Sachsen“ (5/2023)
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Beispiel Handlungsfeld 1: Bewusstseinsbildung
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Handlungsfeld 1: Erziehung und Bildung sowie Wissensmanagement 

Zielerreichung Handlungsoptionen (Maßnahmen)

Bewusstsein für die Entgeltlücke,

deren Ursachen und Folgen 

sowie für Lösungsansätze 

schaffen

 innerbetriebliche Offenheit und Sensibilisierung für das Thema herstellen (v. a. 

Personalmanagement, Beschäftigte)
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 Information bereitstellen bzw. beschaffen
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Handlungsfeld 2: Arbeit und Beschäftigung 

 Genau hinschauen.

 Zielsetzungen 

 mehr Transparenz über das zu erwartende Entgelt herstellen und rechtliche Verbindlichkeit stärken 

 bessere Datenanalyse ermöglichen 

 Chancengleichheit in betrieblichen Such- und Auswahlprozessen bei Personalfragen herstellen 

 Erwerbsumfang von Frauen erweitern – „Teilzeitfalle“ entgegenwirken 

 Stärkung der Tarifbindung und Tariftreue im Freistaat Sachsen 

 Aufwertung von feminisierten Berufen, insbesondere von sozialen Dienstleistungen 

 Strukturstärkungsprozesse geschlechtergerecht gestalten 

 Vorgehen gegen prekäre Beschäftigung 

 Vielfalt fördern und vulnerable Gruppen unterstützen 

 Mobilität stärken

| 7. Juni 2023 |  Staatssekretärin Dr. Gesine Märtens, SMJusDEG8



Beispiel Handlungsfeld 2: Transparenz und Verbindlichkeit
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Handlungsfeld 2 – Arbeit und Beschäftigung

Zielerreichung Handlungsoptionen (Maßnahmen)

mehr Transparenz über das zu 

erwartende Entgelt herstellen 

und rechtliche Verbindlichkeit 

stärken

 Novellierung des Entgelttransparenzgesetzes (EntgTranspG) i. R. d. Umsetzung der 

kommenden EU-Lohntransparenzrichtlinie (u. a. Gehaltsspannen in Stellenanzeigen, 

Auskunftsanspruch für alle etc.) begleiten, z. B. über Arbeitsgruppe „Arbeitsmarkt für Frauen“ 

der Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister der Länder 

(GFMK) oder den Bundesrat

 Vorbildfunktion des öffentlichen Dienstes mit Ausstrahlungswirkung auf die Privatwirtschaft 

nutzen

 Fachberatungsstellen zur Entgeltgleichheit stärken, z. B. Antidiskriminierungsstelle des 

Bundes (ADS), Antidiskriminierungsberatung Sachsen (ADB), Zentrum für 

Fachkräftesicherung und Gute Arbeit (ZEFAS), Beauftragte für Chancengleichheit am 

Arbeitsmarkt (BCA)

 Digitalisierung der frei zugänglichen Lohnprüftools der Bundesregierung erreichen, z. B. 

über Arbeitsgruppe „Arbeitsmarkt für Frauen“ der Konferenz der Gleichstellungs- und 

Frauenministerinnen und -minister der Länder (GFMK)

 Handreichung des Freistaates Sachsen zu Handlungsmöglichkeiten für Arbeitgebende (v. a. 

betriebliche Lohnprüfung) und Arbeitnehmende erstellen

 Entwicklung von Entgeltgleichheit im digitalen Wandel prüfen
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Beispiel Handlungsfeld 2: Transparenz und Verbindlichkeit
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Handlungsfeld 2 – Arbeit und Beschäftigung

Zielerreichung Handlungsoptionen (Maßnahmen)

mehr Transparenz über das zu 

erwartende Entgelt herstellen 

und rechtliche Verbindlichkeit 

stärken

 Wirksamkeit des Entgelttransparenzgesetzes erhöhen durch verbesserte Information an 

Betriebsrät:innen, z. B. durch gezielte Schulungen

 Sensibilisierung und Beratung zum Thema Entgeltgleichheit und Entgelttransparenz
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 Arbeitgebendenattraktivität durch freiwillige Entgeltanalysen als Voraussetzung für faires 

Gehaltssystem erhöhen (z. B. Lohnprüfungstools nutzen) und Umsetzungsprozess planen

 innerbetriebliche Sensibilisierung für das Thema Entgelttransparenz und die Ergebnisse der 

Entgeltgleichheitsanalysen, z. B. durch Information auf Betriebsversammlungen

 angemessene Einbindung der Interessenvertretungen sowie der Frauen- und 

Gleichstellungsbeauftragten in die betrieblichen Prüfverfahren und die Erstellung der 

betrieblichen Entgeltberichte von Beginn an
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 Auskunftsansprüche nach Entgelttransparenzgesetz nutzen und Betriebsräte/Personalräte 

einbeziehen

 über Geld reden, Wissen zum Thema Entgeltgleichheit erwerben (z. B. über 

Informationswebseite des Modellprojekts, Informations- und Sensibilisierungsbroschüren) 

bei vermuteter Benachteiligung interne und externe Unterstützung einbeziehen (z. B. 

Interessenvertretung im Betrieb, Frauen- bzw. Gleichstellungsbeauftragte, 

Antidiskriminierungsberatung, Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt [BCA])
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Handlungsfeld 3: Vereinbarkeit Beruf mit Familien- und Pflegeaufgaben

 Gemeinsam sorgen.

 Zielsetzungen 

 gleichberechtigte Sorgearbeit unterstützen und Entlastung schaffen 

 Vereinbarkeit für beide Geschlechter stärken, insbesondere auch für Väter 

 flexible Arbeitsformen und zeitgemäße Führungsmodelle unterstützen 

 Kinderbetreuungsangebote verbessern 

 Unterstützung und Entlastung pflegender Angehöriger
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Beispiel Handlungsfeld 3: Vereinbarkeit stärken
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Handlungsfeld 3 – Vereinbarkeit von Berufstätigkeit mit Familien- und Pflegeaufgaben

Zielerreichung Handlungsoptionen (Maßnahmen)

freiwillige gleichberechtigte 

Sorgearbeit unterstützen 

und Entlastung schaffen

 Öffentlichkeitsarbeit/-kampagne

 Gutscheinmodell der Bundesregierung für haushaltsnahe Dienstleistungen 

unterstützen sowie auf eine geschlechtergerechte Zeitpolitik hinwirken, z. B. über 

Arbeitsgruppe „Arbeitsmarkt für Frauen“ der GFMK
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Vereinbarkeit für beide 

Geschlechter stärken, 

insbesondere auch für Väter

 modernes Personalmanagement, unterstützende Führungskultur

 fortlaufend auf Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes hinwirken 

über GFMK

 mehr Paarmonate für Väter

 Broschüre „Väter in Elternzeit“ weiterhin fördern (ggf. Neuauflage)

 Öffentlichkeitsarbeit zur partnerschaftlicheren Gestaltung von Elternzeit anregen 

(Bundesregierung, GFMK)

 auf Einführung des Urlaubs für den zweiten Elternteil nach der Geburt gemäß EU-

Vereinbarkeitslinie hinwirken, z. B. über Arbeitsgruppe „Arbeitsmarkt für Frauen“ der 

GFMK oder Bundesrat

 Bundesinitiative für Familienstartzeit unterstützen und weitere Verbesserungen in 

der Elternzeit (Erweiterung Partnermonate und Verbesserung Kündigungsschutz)
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Beispiel Handlungsfeld 3: Vereinbarkeit stärken
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Handlungsfeld 3 – Vereinbarkeit von Berufstätigkeit mit Familien- und Pflegeaufgaben

Zielerreichung Handlungsoptionen (Maßnahmen)

Vereinbarkeit für beide 

Geschlechter stärken, 

insbesondere auch für 

Väter

 Normalisierung von Elternzeitnahme auch durch Männer über die „üblichen“ 

zwei Monate hinaus
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 modernes Personalmanagement, unterstützende Führungskultur
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flexible Arbeitsformen und 

zeitgemäße 

Führungsmodelle 

unterstützen

 Erweiterung flexibler Arbeitszeitmodelle

 Führen in Teilzeit/Doppelspitze

 geschlechts- und vielfaltsorientierte Führung sowie digitale Führung 

unterstützen
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Ausblick – Umsetzung

 Umsetzung der Handlungsoptionen gelingt nur gemeinsam!

 staatliche Ebene: Land und Kommunen, Arbeitsmarktverwaltung 

 z. B. Staatsregierung: Fachplanung SMJusDEG und anderer Ressorts, in Erstellung: Fachplan

Gleichstellung

 Berücksichtigung im Wirtschafts- und Sozialpartnerdialog

 kollektive Ebene  Fokus in Tarifverhandlungen 

 betriebliche Ebene  innerbetriebliche Umsetzung

 individuelle und zivilgesellschaftliche Ebene  Empowerment
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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